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Neue Chancen für Europa 
inOstundWest 
Regierungserklärung von Bundeskanzler Helmut Kohl 
Jor dem Deutschen Bundestag (16. November 1989) und der 
Debattenbeitrag von Generalsekretär Volker Rühe 

Bundeskanzler Helmut Kohl gab vor dem Plenum des Deutschen Bundestages 
am 16. November 1989 zur Polen-Reise und zu den Entwicklungen in der 
DDR folgende Regierungserklärung ab: 

j. eute, nur acht Tage nach meinem Bericht zur Lage der Nation im geteilten 
eutschland, geht es erneut um Deutschland. 

^le historischen Ereignisse in der DDR und insbesondere in Berlin haben das Gesicht 
^-itschlands und Europas verändert. Man kann sagen: In diesen Tagen schaut die 
VVeIt auf unser Vaterland. 

as war auch während meines offiziellen Besuchs in der Volksrepublik Polen vom 9. 
W? H    NovemDer m besonderem Maße spürbar. Alle Gesprächspartner haben immer 
da-k1" nach dem zukünftigen Weg der Deutschen gefragt. Sie haben diskutiert und 
fü p er nacngedacht, welche Folgen sich aus dieser Entwicklung auch für ihr Land, 

r polen, ergeben könnten. 

mit      ~"~ unser Verhältnis zu Polen und die Entwicklung in der DDR — hat direkt 
p0,einander zu tun, nicht nur wegen der engen Nachbarschaft der Deutschen und 
y  en im Herzen Europas, sondern vor allem auch wegen des unbestreitbaren 
^Usammenhangs: 

wären Polen und Ungarn — zusammen mit der Sowjetunion — nicht mit 
^'greifenden Reformen in Politik, in Wirtschaft und Gesellschaft vorangegangen, 

natte die jetzige Entwicklung in der DDR nicht heranreifen können. 
c.h habe in Warschau betont: 1980, auf der Danziger Lenin-Werft, ging es um 
le'e, die auch die Deutschen in der DDR betreffen: um Freiheit, um 

Menschenwürde, um Menschenrechte, um Selbstbestimmung. 

enauso gilt: Ohne den Erfolg der Reformen in Polen wird auch die Umgestaltung 
scun(?eren Staaten Mittel- und Osteuropas, nicht zuletzt in der DDR, in 

nwierigkeiten geraten. Der Erfolg in Polen liegt im gesamteuropäischen, liegt im 
eutschen Interesse. 
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Gerade deshalb habe ich für alle Polen die zentrale Botschaft mitgenommen: 

— „Wir ermutigen Sie auf Ihrem Wege." 

— „Sie gehen diesen schwierigen Weg, der Ihnen Anstrengungen und Opfer 
abverlangen wird, nicht allein." 

— „Sie können sich auf Ihre Freunde in der Bundesrepublik Deutschland und im 
Westen insgesamt verlassen." 

— „Polen braucht Europa — aber Europa braucht auch ein freies und stabiles Polen.' 

Als erster Regierungschef eines EG- bzw. NATO-Mitgliedstaates, der Polen nach dem 
Amtsantritt seiner neuen Regierung besuchte, habe ich — in voller Übereinstimmung 
mit unseren Partnern — diese Botschaft auch im Namen unserer Freunde und Partner 
überbracht. 
Ich bin sicher, daß das Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der EG am 
kommenden Samstag in Paris diese Unterstützung deutlich werden läßt. 

Mein Besuch in Polen fand 50 Jahre nach dem Beginn des Zweiten Weltkrieges statt, 
der so unendlich viel Leid über die Menschen gebracht hat, zuerst und vor allem auch 
über das polnische Volk. Mit den Kränzen, die ich an verschiedenen Orten und 
Mahnmalen niederlegte, habe ich die Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft geehrt. 

Das dunkelste, das schrecklichste Kapitel in der deutschen Geschichte wurde in 
Auschwitz und Birkenau geschrieben. Ich habe dort ins Besucherbuch eingetragen: 

„Die Mahnung dieses Ortes darf nicht vergessen werden. Den Angehörigen vieler 
Völker, insbesondere den europäischen Juden, wurde hier in deutschem Namen 
unsagbares Leid zugefügt. Hier geloben wir erneut, alles zu tun, damit das Leben, die 
Würde, das Recht und die Freiheit jedes Menschen, gleich, zu welchem Gott er sich 
bekennt, welchem Volk er angehört und welcher Abstammung er ist, auf dieser Erde 
unverletzt bleiben." 
An diesem Ort und bei anderen Begegnungen ist mir immer wieder klargeworden, W3S 

viele von Ihnen genauso empfinden: Es darf nichts verschwiegen, verdrängt oder 
vergessen werden. Es kommt jetzt vor allem auch darauf an, für die Gestaltung einer 
friedlichen Zukunft die richtigen, die wesentlichen Lehren aus der Vergangenheit zu 
ziehen. Ganz in diesem Sinne hat der heutige Papst als Kardinal 1977 in Mainz gesag • 
„Wir wollen nicht vergessen, was uns trennt, aber wir wollen vor allem an das 
erinnern, was uns verbindet." 

Wir wollen Verständigung und Aussöhnung zwischen dem deutschen und dem 
polnischen Volk. Dies ist unser historischer Auftrag. Das ist der Wunsch, das ist die 
Sehnsucht der Menschen in beiden Ländern. 

Den deutsch-polnischen Ausgleich voranzubringen, ist ein Gebot von Moral und 
Vernunft. Zugleich geht es um unsere Verantwortung für Gegenwart und Zukunft de» 
ganzen Europa. 
Noch nie in der Nachkriegszeit hat es mit Polen in so wenigen Tagen einen so dichte 
Dialog auf höchster politischer Ebene gegeben wie in diesen Tagen. 
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im St.aatsPräs'dent Jaruzelski habe ich ein dreieinhalbstündiges, ungewöhnlich 
^ensives Gespräch geführt. Es war geprägt vom Bewußtsein gemeinsamer 
erantwortung für ein friedliches Zusammenleben unserer Länder und Völker. 
ta,atspräsident Jaruzelski ist nach seinem eigenen Bekunden davon überzeugt, daß 

JJe.'n Besuch in Kürze einen spürbaren Durchbruch im Prozeß der Verständigung 
fischen unseren beiden Staaten bewirken kann. Er ist sich sicher, daß jetzt gute 
J^aussetzungen geschaffen sind für eine Aussöhnung zwischen Polen und 

eutschen, und zwar nicht erst in ferner Zukunft. 

•t meinem Gastgeber, Ministerpräsident Mazowiecki, habe ich über viele Stunden 
brechen können. 

ej
le sieben Bundesminister in meiner Begleitung haben mit ihren polnischen Partnern 
ne Fülle von Fachgesprächen geführt, über die sie nach dem Wunsch des Hauses in 
n zuständigen Ausschüssen des Bundestages selbst berichten werden. 

j-.er Ministerpräsident und ich hatten uns vorgenommen, mit diesem Besuch einen 
0Ürchbruch in unseren Beziehungen zu erzielen. Bereits mit den elf Abkommen und 

ereinkünften, die jetzt in Warschau unterzeichnet wurden, ist dieses Ziel erreicht. 

VolV   Zählt ?UCh die Tatsacne' daß seit Mitte der siebziger Jahre zwischen uns und der 
^'ksrepublik Polen keine nennenswerten Verträge und Vereinbarungen mehr 
dj geschlossen wurden. Alte Stolpersteine — wie die Frage der Ortsbezeichnungen, wie 
nil k'nbeziehung Berlins, wie Probleme beim Recht der Staatsangehörigkeit — sind 
^ nmehr endgültig ausgeräumt. Ich denke, die Tür für eine zukunftsgewandte 

sammenarbeit auf allen Gebieten ist weit aufgestoßen: 

Q »ens: Mit dem Abkommen über Jugendaustausch schaffen wir endlich die 
jäh r^age ^ür d'e Begegnung von vielen Tausenden junger Deutschen und Polen 
Au   -k Das Abkommen steht allen offen, unabhängig von ihrer politischen 

Dichtung, von ihrer religiösen Überzeugung. 

ciJ^daustausch — das wissen wir nicht zuletzt aus den Erfahrungen bei der 
t)e L Cn"französischen Verständigung — braucht auch eine vernünftige Infrastruktur, 
tieh   i   werden wir unser besonderes Augenmerk daraufrichten, gemeinsam in Polen 
j     r Jugendherbergen und Jugendbegegnungsstätten zu errichten. 

Kre; Itte ?,le' die es angeht — die Bundesländer, die Gemeinden, die Städte, die 
der -Se' dJe Kirchen und Verbände —, auch ihrerseits Schwerpunkte in der Begegnung 
^achK 8en Generation beider Länder zu setzen. Nichts kann den Frieden und die gute 
Gene    

rscnaft unserer Völker zuverlässiger verbürgen als die Begegnung der jungen 

edei?t
nS: Das Aokommen über Umweltschutz hat für Polen und für uns erstrangige 

eige   
tuJ}g. Jeder Besucher von industriellen Ballungsgebieten in Polen kann dies aus 

FHlotn f •   anrung bezeugen. Bundesminister Töpfer war vor Ort und hat als 
an§ebt elcte der Zusammenarbeit ein modernes Feuerungsverfahren für Kraftwerke 
0pt'ma1      daS Scnadstoffemissionen drastisch verringert und zugleich den Brennstoff 
ZUgigjJ! n"tzt- Dies ist angesichts der Tatsache, daß Kohle Hauptenergieträger und 
volks„ • HauPtexportgut Polens ist, auch ein Vorhaben von erstrangiger 

'Wirtschaftlicher Bedeutung. 
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Drittens: Unsere wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit steht nunmehr auf 
fester vertraglicher Grundlage. Frau Bundesminister Lehr hat ein erstes 
Ressortabkommen über die Zusammenarbeit im Gesundheitswesen und im Bereich 
der medizinischen Wissenschaft unterzeichnet. Enge Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung von AIDS und im Bereich der Gentechnik für Pflanzen und Tiere ist 
verabredet. 

Viertens: Das Abkommen über die Errichtung von Kulturinstituten war längst 
überfällig. Deutsche und Polen, die einen so unverwechselbaren Beitrag zum 
kulturellen Erbe Europas geleistet haben, werden nun auch im Bereich der Sprache, 
der Literatur, der Musik und der bildenden Kunst besser zusammenarbeiten und 
einander auch näherkommen können. 

Fünftens: Von unmittelbar praktischer und, wie ich denke, auch vielfach existentielle 

Bedeutung für viele Bürger beider Länder ist die Wiederaufnahme des . 
Rechtshilfeverkehrs in Zivil- und Strafsachen. Ich würdige dies zugleich — ich möc"1 

dies betonen — als einen Ausdruck der Tatsache, daß Polen heute entschlossene . 
Schritte zu einem modernen Rechtsstaat geht — mit allen Konsequenzen, auch für & 
innere Verfassung des Landes.    * 

Sechstens möchte ich den Vertrag über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen hervorheben. Mit ihm ist die rechtliche Voraussetzung gegeben» 
daß die Bundesregierung Investitionen in Polen garantiert. Dies wiederum ist 
unerläßliche Vorbedingung für ein stärkeres Engagement unserer Wirtschaft, 
insbesondere in der Form von Gemeinschaftsunternehmen. 

Lassen Sie mich auch an dieser Stelle an alle Unternehmen und an alle Unternehm6 

in unseren Ländern appellieren: 

— Nutzen Sie möglichst rasch die Chancen des neuen Vertrages. 

— Tragen Sie mit technischem Wissen und kaufmännischem Können dazu bei, P°'6 

in einer entscheidenden Phase seiner Reformpolitik zu unterstützen. 

Am letzten Tag meines Besuches haben Ministerpräsident Mazowiecki und ich eine 

Gemeinsame Erklärung unterzeichnet. Es ist, wie ich denke, ein wegweisendes 
Dokument zur umfassenden Regelung unserer Beziehungen auf allen Gebieten, W 
wir, die Bundesrepublik Deutschland, es bisher noch mit keinem anderen Land 
vereinbart haben. 

Diese Gemeinsame Erklärung ist das Kursbuch deutsch-polnischer Zusammenan>6 

für die nächsten Jahre bis hin zur Schwelle dieses Jahrtausends. Sie verdient . ^t 
ausführlichere Kommentierung als dies in einer Regierungserklärung möglich ist- ** 
auch ein kurzer Überblick läßt ermessen, 
— welche Fülle bislang offener und zum Teil seit langem belastender Fragen nunfl1 

entschieden ist, 

— welche Chancen der Zusammenarbeit neu erschlossen wurden, 
— welche bedeutenden Zukunftsperspektiven sich auf allen Gebieten für unsere 

Völker eröffnen. 
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ch will einige wichtige Punkte hervorheben. 

Ostens: Der Warschauer Vertrag vom 7. Dezember 1970 ist und bleibt festes 
hZu,:"lent der,deutsch-Polnischen Beziehungen. Er wird auch in Zukunft nach uucnstaben und Geist erfüllt. 

ir wollen auch Ernst machen mit Artikel 3, der beiden Ländern aufgibt, ihre 
Ziehungen voll zu normalisieren und umfassend zu entwickeln. 

vertSemn"Shme Erklärung ist ein ganz wesentlicher Schritt zur Erfüllung unserer 

die1ÜÜF: Teiid?f neuen KaPite,s in der Geschichte der Deutschen und der Polen muß c umtassende Begegnung der Völker, der Menschen sein: 

* h£ uaben der Ministerpräsident und ich nicht nur regelmäßige Begegnungen auf 
nocnster politischer Ebene vereinbart; 

^ so haben nicht nur die Außenminister ständige Konsultationen und die 
racnminister vertiefte Kontakte verabredet, 

" m ndr rn Wir Plädieren auch für die Verstärkung der Parlamentskontakte und für 
«ogiichst viele Begegnungen von Menschen aus allen Teilen der Bevölkerung 
•nsoesondere der jungen Generation. /, 

ich d^i-T1 GesPrächen im Senat und im Sejm wurde von den dortigen Kollegen - 
yor&M       S S? formulieren - der besonders dringliche und herzliche Wunsch 
^akr86"' h,er im p,enum des Bundestages gerne weitergebe: Alle 
ihl»enpflen Und der Bundesta8 als Ganzes mögen besonders intensive Beziehungen zu 

ersSf mnaus hat man mir sehr nachdrücklich folgende Bitte vorgetragen:   Wir sind 
Ich        Wem8en Monaten im Amt; wir möchten an euren Erfahrungen partizipieren." 
und8x?!,dies? Botschaft gerne weiter. Sie entspricht sicherlich unser aller Meinung 

wird auch erwidert werden. 
hel^Sh°ten' die Parteien> die Gewerkschaften und die Stiftungen, die ich besonders 
wiederh iCn m?chte' alle gesellschaftlichen Organisationen und Verbände und - ich 
a* diee"° „r° ,   ei.nmaI ~ nicht zuletzt die Städte und Gemeinden sind aufgefordert, U|esem Werk mitzuarbeiten. 

*usamm Ein HauPtkaPitel der Erklärung ist der wirtschaftlich-finanziellen 
llti inter enarbe,t gewidmet. Wir wollen unseren Worten Taten folgen lassen, die sich 
^.     nationalen Vergleich sehr wohl sehen lassen können. 

^nstreiniSChe Wirtschaftsreform kann nur gelingen, wenn binnenwirtschaftliche 
aüch miPn8en ~" und das erfordert dort das Engagement eines jeden einzelnen — 
^      «« internationaler Zusammenarbeit Hand in Hand gehen. 

iT berei! an8esichts drängender Probleme - gerade jetzt, vor Beginn der Winterszeit 
°len vnrK ZU he,fen- Wir machen unsere Zusagen nicht davon abhängig, daß 

?l
f
n Bekrön? ^ dfm Internationalen Währungsfonds ein Anpassungsprogramm und 

umsch,.,!i      Kredltabkommen vereinbart und daß es weitere 
«uidungsvereinbarungen abschließt. 
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Natürlich muß beides schnell erreicht werden. Ich habe mit Premierministerin 
Thatcher, Präsident Bush und Staatspräsident Mitterrand in diesen Tagen darüber 
gesprochen. Ich hoffe, daß es uns durch gemeinsame Bemühungen gelingt, den 
Wunsch der Polen zu erfüllen, die jetzt laufenden Verhandlungen noch im Dezember 
abzuschließen. 
Angesichts der Gesetzgebung — es sind einschneidende gesetzliche Bestimmungen, 
die in Polen zum 1. Januar in Kraft treten sollen — ist es dringend notwendig, daß die 
Verantwortlichen, die ich eben angesprochen habe, und viele andere sich bereit finde«1- 
das bei solchen Verhandlungen übliche Zeitmaß abzukürzen und so schnell wie 
möglich handlungsfähig zu werden. Ich glaube, das ist eine wichtige Hilfe für Polen- 

Wir selbst werden in allen Bereichen, in denen wir Verantwortung tragen, mitwirken: 
im Internationalen Währungsfonds, in der Weltbank, im Pariser Club der staatlichen 
Gläubiger und nicht zuletzt in der von der Europäischen Gemeinschaft koordinierten 
Gruppe der 24 westlichen Länder. 

Schwerpunkt des deutschen Hilfsprogramms sind neue Hermes-Bürgschaften — für 
die wir einen Rahmen von drei Milliarden DM bis Ende 1992 vorsehen — 
selbstverständlich strikt projektgebunden. Ich lege auch hier und heute Wert auf die 
Feststellung, daß es der Wunsch der polnischen Seite ist, daß dies als Hilfe zur 
Selbsthilfe verstanden wird und daß der Begriff „strikt projektgebunden" ganz 
genauso aufgefaßt wird, wie ich ihn hier verwende. 

Es war auch ein dringender Wunsch nicht nur von unserer, sondern auch von der 
polnischen Seite, zur Auswahl und Prüfung geeigneter Projekte ein Gremium von 
Fachleuten zu schaffen, damit sich Fehler der Vergangenheit nicht wiederholen. 

Ich will noch einmal sagen: Das hat nichts mit Bevormundung zu tun. Es war die 
polnische Seite, die nachdrücklich immer wieder gefordert hat, daß sie von 
Erfahrungen, die wir im Umgang mit anderen Ländern gemacht haben, profitieren 
will. 
Es ist eine ausgesprochen positive Entwicklung, daß hier eine völlige 
Übereinstimmung im Blick auf die Vergabe von Krediten gefunden wurde. 

Wir werden auch im Einvernehmen mit unseren polnischen Partnern überall dort, V 
dies gewünscht wird, Polen zusätzlich beraten, insbesondere auch bei der 
konzeptionellen und praktischen Bewältigung des Übergangs von der zentralen 
Planwirtschaft zur marktwirtschaftlichen Entwicklung. 

Ich will hier auch sagen: Ich messe der personalen Hilfe für Polen aus der , 
Bundesrepublik Deutschland, aus den Ländern der Europäischen Gemeinschaft ufl 
von überall her, wo sich Fachleute finden, eine ganz große Bedeutung bei. Es ist ein 
der Hauptwünsche des polnischen Ministerpräsidenten, den er immer wieder erwan 
hat, daß Polen bei der Einschätzung der zukünftigen Entwicklung Beratung brauen • 
Ich glaube, daß es im Blick auf die Zusammenarbeit beider Seiten sehr gut wäre, ^6 

wir hierfür die entsprechende Zahl von Persönlichkeiten gewinnen könnten. 

Wir sind ferner bereit, einen substantiellen Beitrag von 500 Millionen DM für ein     ü 
abgestimmtes internationales Programm zur Stabilisierung der polnischen Währung 
leisten, wie es Präsident Bush Anfang Oktober vorgeschlagen hat. 
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a. ^       M,61? Tei1 der drei Milliarden DM, die ich eben erwähnt habe. Ich hoffe - 
Part WJ-   I?h.hier aussprechen -, daß die vielen unter unseren Freunden und 
«mnern, die sich in den letzten Monaten auch international zur Hilfe für Polen 
cKannt haben, ihren Worten auch Taten folgen lassen, damit die erforderliche 

°umme möglichst bald erreicht wird. 

er sogenannte Jumbo-Kredit, eine ungute Hinterlassenschaft der siebziger Jahre, 
»ra abschließend geregelt: Alle rückständigen Forderungen - rund 760 Millionen 

Mnr    werden erlassen, und alle künftigen Forderungen in Höhe von rund 570 
'uiionen DM werden bei Fälligkeit in Zloty erbracht und für Projekte gemeinsamen 

*nieresses in Polen eingesetzt. 

vo1/^ erden zusätzlich Kapitalanlagen in Polen garantieren. Bei alledem gilt: Qualität 
ein ^"antltat- Es kommt zukünftig auf die Güte und nicht auf die Größenordnung 
'"es Projekts an. & 

Dei t°?e Sehr' daß insbesondere der mittelständische Bereich in der Bundesrepublik 
cutschland sich in Polen engagieren wird. Auf alle Fälle ist es unsere Pflicht die 
'"zelprojekte mit größter Sorgfalt zu prüfen. 

lese weitreichenden wirtschaftlichen und finanziellen Hilfsmaßnahmen für Polen 

lasse" W1F UnS Sehr genaU überlegt- Wir haben uns dabei von der Erwägung leiten 

* daß der Erfolg der polnischen Reformen, gerade weil er auch in unserem eigenen 
Interesse hegt, einen hohen Einsatz wert ist und 

*• daß wir damit zugleich im Sinne einer innerwestlichen Lastenteilung einen 
jupstantiellen Beitrag zu den politischen Zukunftsaufgaben leisten, die unser 
öundnis beim Gipfeltreffen Ende Mai dieses Jahres erneut bekräftigt hat. 

Wir nU1xdas noch einmal unterstreichen: Ich bin schon der Auffassung, daß das was 
Sesam NATO-Mit8liedstaat, als Teil der EG hier für Polen leisten, auch im 
stabn^Ur0pälSchen AuftFaS geschieht. Diese Unterstützung für Polen trägt zu einer 
Freun!?lerung def Gesamtentwicklung bei. Diese Leistung sollten unsere westlichen 
- SPK    gelegentlich bei anderen Diskussionen - wie beispielsweise burden-sharine 

^enr wohl berücksichtigen. B 

Vjert 
unseSISi: Für uns von zentraler Bedeutung war, ist und bleibt die Sicherung der Rechte 
*Whk   andsleute- H,er ,st mit der Gemeinsamen Erklärung in der Tat der 
Jahr» u        erre,cht, auf den wir und insbesondere auch die Betroffenen seit 

'zerinten gewartet haben. 

Ksr|pSpm.Januar 1989 hatte das abschließende Dokument des Wiener 
^inoV K-treffens mit seinen Bestimmungen über die kulturellen Rechte von 
Minist        e" Neuland betreten. Dann folgte in der Regierungserklärung von 
^     lerprasident Mazowiecki die Wende in der polnischen Nationalitätenpolitik. 
^r haben jetzt in der Gemeinsamen Erklärung festgeschrieben: 

be2»ehiineiten .ermöglichen es Personen und Bevölkerungsgruppen, die deutscher 
ungsweise polnischer Abstammung sind oder die sich zur Sprache, Kultur oder 
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Tradition der anderen Seite bekennen, ihre kulturelle Identität zu wahren und zu 
entfalten." 
Der menschenrechtliche Standard der UN-Menschenrechtserklärung, des 
Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte sowie der 
KSZE-Dokumente wird auf Gegenseitigkeit verbürgt, das Prinzip von Gruppenrechten 
anerkannt. Darüber hinaus sind seit langem gewünschte Einzelregelungen 
festgeschrieben: 
— Deutscher Sprachunterricht gleichmäßig in allen Landesteilen Polens; 

— Möglichkeit zur Herstellung, Verbreitung und Einfuhr von Publikationen in 
deutscher Sprache; 

— Gründung von Vereinigungen zur Pflege von deutscher Sprache, Kultur und 
Tradition. 
Damit geht auch endlich ein langgehegter Wunsch der deutschen 
Heimatvertriebenen und Flüchtlinge in Erfüllung. 

Mit Dankbarkeit stelle ich auch fest, daß es nunmehr den zuständigen 
Trägerorganisationen beider Länder möglich ist, die Gräber der Kriegstoten zu 
pflegen und zu erhalten. 

Fünftens: In einem Europa gewidmeten Kapitel bekennen sich beide Seiten zu dem 
Ziel, 
— die Trennung Europas zu überwinden und 
— einen Kontinent des Friedens und der Zusammenarbeit — eine europäische 

Friedensordnung oder ein gemeinsames europäisches Haus — zu schaffen. 

Insbesondere bekennen wir uns auch mit Polen 
— zu den Menschenrechten und ihrem Vorrang in der internationalen und der 

Innenpolitik, 
— zum Selbstbestimmungsrecht der Völker und 
— zum Recht jedes Staates, das eigene politische und soziale System frei zu wählen- 

Sechstens: Zu Anfang und am Ende der Gemeinsamen Erklärung sind die großen 
Ziele unserer Politik und zugleich der tiefe und langgehegte Wunsch beider Völker 
aufgezeigt, durch Verständigung und Versöhnung die Wunden der Vergangenheit zu 
heilen, das gegenseitige Vertrauen zu festigen und gemeinsam eine bessere Zukunft * 
bauen. . 
Seit vielen Jahren wurden diese Ziele immer wieder beschworen. Jetzt sind sie erstm 
in einem feierlichen Dokument festgeschrieben. Ministerpräsident Mazowiecki uno 
ich wissen dabei sehr wohl, 
— daß man Versöhnung nicht von Staats wegen verordnen und 
— daß Vertrauen, auch Vertrauen zwischen den Völkern, nur allmählich wachsen 

kann. 
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So werden auch die deutsch-polnischen Beziehungen heute und morgen von 
widersprüchlichen Gefühlen vieler Menschen, nicht zuletzt auf Grund ihrer 
Persönlichen Erfahrungen, in beiden Ländern begleitet sein. Gerade sie möchte ich an 
aie großen Persönlichkeiten der vergangenen vier Jahrzehnte erinnern, die immer 
wieder mutig für den Ausgleich eingetreten sind. 

Stellvertretend für viele nenne ich Stefan Kardinal Wyszynski. Er hat das Wort der 
Polnischen Bischöfe aus dem Jahr 1965 an ihre deutschen Amtsbrüder — „wir 
gewähren Vergebung und bitten um Vergebung" — angeregt. Er wurde damals für 
dieses Wort vielfach angefeindet, und doch hat sich dieser Schritt als richtig und als 
wegweisend erwiesen. 

jn ihrer Antwort baten die deutschen katholischen Bischöfe ihrerseits um Verzeihung, 
fcs gibt ähnliche Dokumente von großer Innigkeit und Intensität seitens der 
evangelischen Kirchen. 

!n diesem Geist des Friedens sind Ministerpräsident Mazowiecki und ich — und mit 
uns viele Deutsche und Polen — uns in Kreisau begegnet: an einem Ort, der an die 
Desseren Kapitel deutscher Geschichte erinnert; an einem Ort, der für den deutschen 
Widerstand gegen Hitler steht. 

Ein Gottesdienst unter freiem Himmel, zelebriert vom Oppelner Bischof Nossol, 
Umgestaltet auch von Repräsentanten der Evangelischen Kirche in Deutschland' 
bildete den feierlichen Rahmen. 

Viele Tausende von Menschen aus Ober- und Niederschlesien, viele Landsleute waren 
angereist. Millionen von Menschen in beiden Ländern waren Zeugen des Geschehens 
jm Fernsehschirm. Die meisten, so denke ich, werden empfunden haben, daß hier 
^ersucht wurde, im Geist der Versöhnung über Gräben Brücken in die Zukunft zu 

•} Kreisau sind sich Deutsche und Polen neu begegnet. So haben Ministerpräsident 
jjazowiecki und ich noch an Ort und Stelle vereinbart, das frühere Gutshaus der 
^rafen von Moltke zu einer internationalen Begegnungsstätte auszubauen, bei der die 

nance besteht, daß die Jugend Europas, und vor allem die Jugend Polens und 
Deutschlands, zusammenkommen. 

it diesen umfassenden und weitreichenden Ergebnissen verknüpfen wir beide, der 
^mische Ministerpräsident und ich, die Hoffnung, daß wir ein weiteres Stück 
fre^ailfekommen sind' auf dem Weg zu einer gemeinsamen, einer friedlichen, einer cundschaftlichen Zukunft unserer Völker und vor allem zu guter Nachbarschaft. 

2w?fS Ziel ist durcn die aktuellen Ereignisse in der DDR weder geschmälert noch gar weitrangig geworden. Im Gegenteil: Es hat an Bedeutung gewonnen. 

Freiheit ist und bleibt der Kern der deutschen Frage 
^msrhl!3?1 VOnl,9- auf^den 10; November hat sich die Lage der Nation im geteilten 
unserer i    ^8,rundl-egSld verändert- Nach über 28 Jahren hat der Freiheitswille 
voneiSanÜ    •   UtC m ??t'2?r!m und in der DDR die Mauer und d»e Sperren, die uns «einander trennten, friedlich überwunden. 
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Vor den Blicken der Weltöffentlichkeit feierten die Menschen in Deutschland am 
vergangenen Wochenende nach fast drei Jahrzehnten der Trennung ein Fest des 
Wiedersehens, der Zusammengehörigkeit und der Einheit. 

Im Mittelpunkt des Geschehens stand und steht Berlin. Vor aller Welt präsentiert sich 
diese Stadt mit ihren großartigen Menschen als die Stadt der Deutschen. 

Die Berlinerinnen und Berliner haben in einer uns alle bewegenden Weise bekundet, 
daß sie in ein und derselben Stadt leben, daß sie zusammengehören und 
zusammenkommen wollen. 
Wir empfinden in diesen Tagen in erster Linie Freude und Genugtuung darüber, daß 
die friedliche Kraft der Freiheit Grenzen zu überwinden und ein unbeschwertes 
Zusammenkommen von Familien, Freunden und Landsleuten zu ermöglichen vermag. 
Wir können stolz daraufsein, wie herzlich unsere Landsleute hier in der 
Bundesrepublik Deutschland empfangen wurden. 

Ich glaube, es ist angemessen, auch in dieser Stunde nicht die Opfer von Mauer und 
Stacheldraht, von Schießbefehl und Selbstschußanlagen zu vergessen. Die tiefen 
Wunden, die ein von den Menschen abgelehntes Regime geschlagen hat, sind noch 
lange nicht verheilt. Mauer und Grenzbefestigung sind Sinnbild für anmaßenden 
Machtwillen, für ideologische Verblendung. 
Die Ereignisse der letzten Tage und Wochen müssen auch jene zutiefst beschämen, die 
insgeheim oder öffentlich ihren Frieden mit der Mauer gemacht hatten. 

Bei aller Freude über die neugewonnene Bewegungsfreiheit unserer Landsleute in der 
DDR dürfen wir nicht vergessen: 

• Wir stehen erst am Anfang einer Entwicklung. 

• Wir sind noch lange nicht am Ziel: Das Recht aller Deutschen auf 
Selbstbestimmung ist noch nicht verwirklicht; der Auftrag des Grundgesetzes, die 
Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden, ist noch nicht erfüllt. 

• Wir müssen bei aller Freude — dies will ich betonen — weiter besonnen bleiben und 
mit kühlem Verstand, überlegt handeln. 
Gefragt sind jetzt Augenmaß und auch politische Phantasie. Zunächst geht es darum, 
daß die Welle der Sympathie, der Hilfsbereitschaft und der Solidarität nicht verebbt, 
die die Menschen am vergangenen Wochenende in Berlin und überall dort getragen 
hat, wohin unsere Landsleute gekommen sind. Es gilt, auch in der vor uns liegenden 
Zeit unseren Landsleuten in der DDR die dringend benötigte Unterstützung für die 
Neugestaltung in ihrer Heimat zu geben. 

Die Menschen in der DDR sind auf unsere Hilfe angewiesen. Eine Reihe von 
Maßnahmen können und müssen wir sofort — und, wo nötig, einseitig — ergreifen. 1° 
vielen anderen Bereichen kommt es jedoch entscheidend auch auf die Mitwirkung der 
DDR an: 

Erstens: Die Ausreisewelle der vergangenen Wochen hat innerhalb der DDR zu einer 
Reihe von akuten Versorgungsengpässen geführt. Ich denke beispielsweise an die 
medizinische Versorgung und Betreuung der Bevölkerung. 

10 
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Öie Bundesregierung hat bereits vor einigen Tagen die unentgeltliche Entsendung 
«nngend benötigter Dialyseteams angeboten. Sie ist darüber hinaus bereit, bei der 
schwierigen Lage im Gesundheitswesen der DDR konkrete Hilfe zu gewähren. 

Unsere Angebote reichen von kurzfristig möglicher Unterstützung bei der Behebung 
Personeller Engpässe und von Lücken in der Arzneimittelversorgung bis zur mittel- 
und langfristigen Zusammenarbeit in zahlreichen medizinischen Bereichen. 

eden Tag — auch das will ich hier einmal besonders hervorheben — melden sich 
^rzte, Zahnärzte und medizinisches Fachpersonal, die Patienten in der DDR helfen 
Rollen. Die Bundesregierung ist zu unverzüglichen Gesprächen über die 
^oraUssetzungen für emen Ejnsatz von Ärzten und anderen medizinischen 
J^Ifskräften aus der Bundesrepublik Deutschland im Gesundheitswesen der DDR 
oereit. 

Wir werden selbstverständlich überall dort helfen, wo wir helfen können. 

, as gleiche gilt auch dort, wo wir von uns aus einen praktischen Beitrag dazu leisten 
°nnen, daß unsere Landsleute ihre neugewonnene Reisefreiheit auch tatsächlich 

wahrnehmen können. 
uch die Städtepartnerschaften erhalten ein ganz neues Gewicht. Sie können und 
assen dazu genutzt werden, jetzt nicht nur Amtsinhaber zusammenzuführen, sondern 

menschen aus allen Bereichen der Bevölkerung. 

dur ki'e emPfinden 8roße Freude darüber, daß Mauer und Stacheldraht jetzt wirklich 
"rchiassig geworden sind. Der Reise- und Besucherverkehr hinüber und herüber ist 

2aM-8anZ erheb,ich erleichtert worden. Es kommt jetzt darauf an, daß die 
nireichen neu geschaffenen Übergänge möglichst rasch für eine dauerhafte Öffnung 

"ergerichtet werden. 

wJ!eitens: w»r sind — wie bisher — zur Zusammenarbeit mit der DDR bereit. Wir alle 
f>sen beispielsweise, daß das Begrüßungsgeld allein keine tragfähige Lösung der 

auchSenprob,eme sein kann' die sich aus der neugewonnenen Reisefreiheit und damit 
*-n aus der neuen Dimension des Reiseverkehrs ergeben. 

Önp S Tnema berührt uns beide. Wir werden sehr rasch und in Kürze darüber mit der 
alle    ZU sprecnen haben. Meine Absicht ist, möglichst bald eine Lösung für die 
bevJ"näcnste Zeit zu erreichen. Ich gehe davon aus, daß uns die DDR-Führung in den 

erstehenden Gesprächen ihre Vorschläge übermitteln wird. 
dem • DR Selbst wird nier einen erheblichen Beitrag zu leisten haben. Sie erzielt aus 
£jn 

lmierdeutschen Reiseverkehr Deviseneinnahmen und wird einen Teil dieser 
2am N ~~ daS gilt VOr allem für Jene aus dem Zwangsumtausch — unmittelbar 
aus« *Utzen der Menschen aufwenden müssen, um sie mit angemessenen Reisedevisen 

matten zu können. 

^>nwSteh:ende Zusammenarbeit mit der DDR — insbesondere im Bereich des 
^roiew zes — wo,,en wir intensivieren. Bereits eingeleitete und vorbereitete 
Üiriw i   werden wir selbstverständlich fortführen. So werden zur Zeit elf 
weil ?'ts,<;nutzprojekte abschließend geprüft. Wir betrachten sie deshalb als so wichtig 

^e die Umwelt auf beiden Seiten entlasten. 

11 
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Auch in anderen Bereichen liegt uns an Verbesserungen, die den Menschen hüben wie 
drüben unmittelbar zugute kommen. Ich denke dabei vor allem auch an eine schnelle 
Verbesserung des innerdeutschen Telefonverkehrs. 

Ich gehe auch davon aus, daß nach Bildung der neuen Regierung in der DDR Ende 
dieser Woche auf der Ebene der Fachressorts möglichst schnell die notwendigen 
Kontakte aufgenommen werden. Im übrigen — auch das will ich anmerken — muß 
jetzt die DDR-Führung endlich den Weg dafür frei machen, daß die beim Bonner 
Besuch von Generalsekretär Honecker beschlossene Gemeinsame 
Wirtschaftskommission ihre Arbeit aufnimmt. 

. Bisher ist das daran gescheitert, daß die für uns unabdingbare Einbeziehung 
West-Berlins von der DDR abgelehnt wurde. Ich hoffe, daß die DDR ihre Haltung in 
dieser zentralen Frage bald ändert. Berlin darf aus der Entwicklung nicht 
ausgeklammert werden. Ich bin in dieser Frage zu keinerlei Kompromiß bereit. 

Drittens: Entscheidend ist und bleibt ein grundlegender Wandel des politischen und 
wirtschaftlichen Systems in der DDR. Ich bekräftige hiermit erneut: Wenn ein solcher 
Wandel jetzt verbindlich und unumkehrbar in Gang gesetzt wird, sind wir auch zu 
einer völlig neuen Dimension der Hilfe und Zusammenarbeit bereit. 

Wir wollen niemandem unsere Vorstellungen aufdrängen. Aber niemand kann 
bestreiten, daß sich der Sozialismus als ein einziger Fehlschlag erwiesen hat. 

Ich wiederhole, was ich vor einer Woche von dieser Stelle aus erklärt habe: 

„Wir wollen nicht unhaltbar gewordene Zustände stabilisieren ... ohne eine 
grundlegende Reform des Wirtschaftssystems, ohne den Abbau bürokratischer 
Planwirtschaft und den Aufbau einer marktwirtschaftlichen Ordnung (wird) 
wirtschaftliche Hilfe letztlich vergeblich bleiben ..." 
Die Menschen in der DDR haben Anspruch auf eine Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung, die ihnen einen gerechten Anteil an den Früchten ihrer Arbeit 
sichert. Planwirtschaft ist Bevormundung. Marktwirtschaft bedeutet 
Entscheidungsfreiheit, persönliche Selbstbestimmung und die Chance zum 
Wohlstand. 
Das Bundeskabinett hat in seiner Sitzung am 11. November 1989, am vergangenen 
Samstag, die Führung der DDR aufgerufen, das Tor zu einem grundlegenden Wandel 
in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft zu öffnen. 
Reisefreiheit ist ein erster, wenn auch ein sehr wichtiger Schritt. Aber es geht um rnenf» 
wenn die berechtigten Wünsche und Erwartungen der Menschen in der DDR endlich 
erfüllt werden sollen. Sie wollen Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Sie wollen die 
ganze Freiheit. 
Es geht um Meinungs- und Informationsfreiheit. Wer in den Westen reisen darf, der 
muß auch zu Hause westliche Zeitungen lesen können. 

Es geht um eine freie Presse, die ohne Eingriffe von Staat und Partei allein in 
journalistischer Verantwortung berichtet und kommentiert. 

Es geht um freie Gewerkschaften, die die Interessen der Arbeitnehmer frei von 
staatlicher und parteiamtlicher Weisung wahrnehmen können. 

12 
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nd es geht insbesondere um die Gründung von unabhängigen Parteien, die sich in 
st2fn' gle,cnen und geheimen Wahlen der souveränen Entscheidung des Wählers 
ie'len und diese Entscheidung ohne Vorbehalt akzeptieren. 

»es alles heißt, daß der ausschließliche Führungsanspruch, daß das Machtmonopol 
'ler einzigen Partei der Vergangenheit angehören muß. 

d! bA?Jutet auch' daß mit der unseligen Vergangenheit politischer Strafverfolgung in 
erUDR aufgeräumt wird. Letztlich - ich betone dies - kann dies nur durch eine 

""»lassende Revision des Strafrechts geschehen. 

eshalb kann die Amnestie vom 27. Oktober 1989, die wir begrüßen, die aber nur 
uchthnge betrifft, nur ein erster Schritt sein. Sie muß aus Gründen der Gerechtigkeit 

g sen auf andere Personen ausgedehnt werden, die im Zusammenhang mit Flucht oder 
°ersiedlungsvorhaben belangt oder inhaftiert wurden. 

inIiLSPR"Führung sollte Jetzt auch rasch die ßegegnungsmöglichkeiten der Menschen 
ö oeiden Richtungen grundlegend erleichtern. Besuchsreisen aus der Bundesrepublik 
sein ?5.n,and m die DDR müssen spontan und ohne bürokratischen Aufwand möglich 

m- Ziel muß eine visafreie Einreise in die DDR sein. 

"5eißrterdfm kann die DDR durch eine umgehende Abschaffung ihrer Einfuhrgebühren 
aer Mitnahme im Reiseverkehr dazu beitragen, daß vermehrt private und 

imenschliche Hilfe den Menschen in der DDR schnell und wirksam zugute kommt. 
Wicht-       ' auch angesicnts der bevorstehenden Weihnachtszeit wäre dies ein 

n«ger Schritt für die Menschen in beiden Teilen Deutschlands. 

Kefder Dffnung der innerdeutschen Grenze haben wir eine neue Dimension des 
Öei ttrkehrs aus der DDR erhalten, die auch uns in der Bundesrepublik 

utscnland vor neue Aufgaben stellt. 

daß Reisewelle am vergangenen Wochenende hat in eindrucksvoller Weise gezeigt, 
Oact   . große Mehrheit unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger bereit ist, gute a!,igeber zu sein. 

^nt^ÖChte auch von dieser Stelle aus allen danken, die spontan mit ihrer Hilfe und 
ihremSitUtu Ung dazu beigetragen haben, daß für viele aus der DDR diese erste Reise in 
j     « Leben über die innerdeutsche Grenze zu einem unvergeßlichen Erlebnis wurde. 
wie Hjhl,<rße in dJesen Dank die Kirchen und die karitativen Einrichtungen ebenso ein 
GeSci!^

,e,en Mitarbeiter in den kommunalen und staatlichen Behörden, in den 
die ftü    e.n und a11 Jene' die einfach bereit waren, mitzutun und mit offenem Herzen 

°esucher aus der DDR zu empfangen. 
8rUndfer Sitzung vom lL November hat das Bundeskabinett mein Angebot, einen 
nachd  g(;nden Wan<Jel in der DDR umfassend zu unterstützen, noch einmal 
^en«oK        h bekräftigt. Wir sind zu einer Hilfe bereit, die vor allem auch den 
j     ^nen direkt zugute kommt. 
Te|efonC darüber auch eingehend mit dem DDR-Staatsratsvorsitzenden Krenz am 
%che 

geSprPchen und ihm vorgeschlagen, daß Bundesminister Seiters noch in dieser 
ÜI*sch    Vorbereitenden Gesprächen nach Ost-Berlin reist. Auf ausdrücklichen 

n von Herrn Krenz soll dies nicht in dieser Woche, sondern erst zu Beginn der 
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kommenden Woche — nach Abschluß der Regierungsbildung in der DDR — 
geschehen. Das Treffen wird am kommenden Montag, dem 20. November, stattfinden- 

Bundesminister Seiters wird sowohl mit dem Staatsratsvorsitzenden Krenz als auch 
mit dem neu gewählten Ministerpräsidenten Modrow zusammentreffen. Vorgestern 
hat er mit anderen Vertretern der Bundesregierung und mit einem Repräsentanten des 
Berliner Senats über Gesprächsinhalte beraten. 
Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit überhaupt sagen: Ich halte es für ganz 
selbstverständlich — dazu bedarf es keinerlei öffentlicher Aufforderung —, daß wir in 
dieser besonderen Situation möglichst eng mit dem Berliner Senat zusammenarbeiten- 
Das ist eine bare Selbstverständlichkeit. 
Wenn jeder der in Berlin Verantwortlichen weiß, wie pflegliche Umgangsformen 
aussehen sollten, dann wird es überhaupt keine Probleme geben. 

Lassen Sie mich eine grundsätzliche Bemerkung zu den jetzt bevorstehenden 
Gesprächen machen. Ich brauche hier nicht zu sagen, daß dies ungewöhnlich wichtige 
Gespräche sind, und zwar für beide Seiten; denn wir haben ein Interesse am Erfolg 
des Reformprozesses in der DDR. Deswegen werden wir — ich formuliere das einmal 
so — keine Zeit und keine Mühe scheuen, um diese Gespräche intensiv zu führen. 
Wenn ein erstes Gespräch nicht zum Erfolg führt, wird von unserer Seite ohne Zweite' 
die Bereitschaft bestehen, weitere Gespräche zu führen. 
Wir wollen bei den Gesprächen in Ost-Berlin erfahren, wie das Reformprogramm der 
DDR-Führung tatsächlich aussieht, welche konkreten Schritte sie sich vorgenommen 
hat, wie sich der angekündigte Wandel vollziehen soll und wie damit die Erwartungen 
der'Menschen in der DDR erfüllt werden. 

Es geht uns — und auch mir — vor allem darum, zu erfahren, wie sich die 
DDR-Führung die Durchführung der angekündigten freien Wahlen im einzelnen 
vorstellt, ob sie dafür einen angemessenen Zeitraum vorsieht, der für die Bürger 
akzeptabel ist, ob dies ein Termin ist, der auch eine vernünftige Vorbereitung eines 
solchen zentralen Ereignisses ermöglicht. Die Fragen, die hier entstehen, kann jeder 
von uns selbst beantworten. 
Der Staatsratsvorsitzende und ich haben vereinbart, in ständigem Kontakt miteinand 
zu bleiben und — wenn erforderlich — sofort miteinander Verbindung aufzunehmen- 
Das war — direkt und indirekt — in den letzten Tagen praktisch durchgehend der 
Fall. 
Wir haben vereinbart, daß wir uns auch bald persönlich in der DDR treffen — 
außerhalb von Ost-Berlin. Bei uns bestand Einigkeit, daß diese Entwicklung auf 
beiden Seiten — ich wiederhole es noch einmal — mit Besonnenheit und Augenmaß 
vonstatten gehen muß. 
Auch zu diesem Gespräch will ich sagen: Mein Wunsch ist, daß wir uns möglichst 
bald nach dem Treffen zwischen Herrn Seiters und den Verantwortlichen in der VV 
persönlich treffen. Der Termin selbst ist jetzt einfach noch nicht zu fixieren. Ich hw> 
auch den Eindruck, daß die Führung der DDR im Augenblick zunächst einmal da*:en. 
interessiert ist, die Vorgespräche zu führen und dann erst diesen Termin zu bestimm 
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ver vfin.i}ier noch sa8en: Ich werde alles tun, um zu einem frühestmöglichen, 
rnunftigen Zeitpunkt dieses Gespräch oder - wenn sich daraus weiteres ergibt - Jcse Gespräche zu führen. 

unsere nationale Verantwortung 
Q* Welle der Übersiedlungen aus der DDR scheint abzuebben. Offenbar hat die 

nung der Grenzen den Menschen in der DDR Hoffnung gemacht, daß nun die 
'teren notwendigen Reformen zügig in Angriff genommen werden. 

eben den politischen Reformen muß es in nächster Zeit insbesondere auch darum 
*U v\      materie,,en Lebensbedingungen für die Menschen in der DDR umfassend 
Verl      eSSern' damit sie sich in ihrer an8estammten Heimat wohlfühlen und sie nicht 

'assen. Auch dies war ein Thema bei unserer telefonischen Unterhaltung. 
y^1 der Unterstützung des Wandels in der DDR geht es um eine nationale 
^ie?1^ jrtun8* Es geht aber auch um eine Auf8abe von europäischer Dimension. So aüstt • i Wandel in Polen, in Ungarn und in der Sowjetunion auf die DDR 
Rüct'r •   S° haben auch Erfolg oder Mißerfolg der Reformen in der DDR 
s'nd o rrklin8en auf die ubrigen Mitgliedstaaten des Warschauer Pakts. Alle Europäer 
Eutvx8   ordert' und das S,!t 8anz besonders auch für unsere Partner in der roPaischen Gemeinschaft. 

Rate
habe desha,b Staatspräsident Mitterrand, dem Präsidenten des Europäischen 

StaatV Vor§escnlagen> dieses Thema zu einem zentralen Thema beim Gipfeltreffen der 
jch hT Un„ Re8ierungschefs der EG Anfang Dezember in Straßburg zu machen. Und 
inform ne eS Sehr' daß wir bereits am kommenden Samstag abend ein erstes 
j    Helles Vorgespräch, einen informellen Gipfel, in Paris haben werden. 
e'n Mnp5nde eS auch a,s einen P°sitiven Schritt, daß der EG-Kommission in Kürze 
öhn   ndat fur Verhandlungen über ein Handelsabkommen zwischen der EG und der K erteilt werden soll. 

haben
Premierministerin Tnatcner> Präsident Bush und Staatspräsident Mitterrand 

keutsphi'r gegenüber ihre besondere Freude über die jüngste Entwicklung in 
die FriÜ?nd geaußert'ihre Bewunderung vor allem auch zum Ausdruck gebracht für 

leotertigkeit, mit der die Menschen in der DDR diese Reformen durchsetzen. 

ails8easten 1!ir Und uns ihre G,ückwünsche für diesen Erfolg unserer Politik 
d'ese a?CPen Und ihre weitere Unterstützung zugesagt. Ich habe mich natürlich über 
u1sere pU<rk^unsche gefreut; denn sie sind ja berechtigt. Und sie machen deutlich daß 
ty       Politik auch in diesem Feld besonders erfolgreich war. 

^ssen
ndHUnSeren Partnern und Freunden in der Gemeinschaft besonders dankbar Wir 

dieser k?u Wir auch we,terbin ihren Rückhalt brauchen; denn - das sage ich auch an 
tr *estii K Und ar,gesichts der politischen Entwicklung - wir sind und bleiben Teil 
>a8e unH /?" ^ertegemeinschaft- Und wir wissen, daß die Lösung der deutschen 

Usamm    , e Uberwindung der Teilung Europas in einem untrennbaren 
"nenhang stehen. 
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Deshalb wäre es auch ein verhängnisvoller Irrtum — und das sage ich auch in vielen 
Diskussionen dieser Tage in der Bundesrepublik — die westeuropäische Integration 
im Blick auf die Entwicklungen in Mittel-, Ost- und Südosteuropa zu verlangsamen. 
Wir wollen, daß die Europäische Gemeinschaft für alle demokratischen Staaten 
Europas offenbleibt. Aber wir dürfen dabei nicht vergessen, daß das Ziel der 
Gemeinschaft die Europäische Union bleibt. 
Freiheit war, ist und bleibt der Kern der deutschen Frage. Das heißt vor allem: Unsefe 

Landsleute in der DDR müssen selbst entscheiden können, welchen Weg in die 
Zukunft sie gehen wollen. Sie haben dabei keinerlei Belehrungen — von welcher Seif 
auch immer — nötig. Sie wissen selbst am besten, was sie wollen. Das gilt auch für d1 

Frage der deutschen Einheit, die Frage der Wiedervereinigung. 

Wer unsere Landsleute nicht bevormunden möchte, der sollte ihnen jetzt auch nicht 
einreden, das Beste sei die staatliche Teilung unseres Vaterlandes. 
Wenn Selbstbesinnung, die zur Selbstbestimmung führt, einen Sinn macht, dann gi'1 

es, diese Entscheidung zu respektieren. Wir werden jede Entscheidung, die die 
Menschen in der DDR in freier Selbstbestimmung treffen, selbstverständlich 
respektieren. 
Die Bundesregierung hält an ihrem deutschlandpolitischen Kurs fest. Es war und is1 

und bleibt ein erfolgreicher Kurs. Er dient den Menschen und nicht irgendeiner 
Ideologie. 
Wir sind entschlossen, unsere bisherige Politik des Dialogs und der praktischen 
Zusammenarbeit mit der DDR im Interesse der Menschen auf beiden Seiten 
fortzusetzen. 
Die vor uns liegenden Probleme bedeuten eine große Herausforderung. Sie erfordef11 

Tatkraft und Phantasie, Behutsamkeit und Geduld. Wir kennen unsere Pflicht. 
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Unsere Hoffnungen 
richten sich 
auf ein einiges Deutschland 
in einem einigen Europa 
J-jnruhe gab es im Deutschen Bundestag, als in der Debatte zur 
Regierungserklärung des Kanzlers der Regierende Bürgermeister von Berlin, 
J^alter Momper, der Bundesregierung vorwarf, sie habe zu passiv auf die 
Entwicklung in der DDR reagiert und sich dem Besucheransturm nicht 
gewachsen gezeigt. Darauf antwortete der Generalsekretär der CDU, MdB 
v°lker Rühe, mit folgender Rede: 

ch glaube, jeder hat gespürt, daß Herr Momper nicht wie ein Regierender 
ürgermeister, sondern wie ein kleinkarierter Parteipolitiker gesprochen hat. 

Cn möchte fragen, ob es irgend jemand in diesem Saal gibt, der glaubt, daß Willy 
andt, wenn er in dieser Stunde Regierender Bürgermeister gewesen wäre, dem 

undestag eine solche Rede zugemutet hätte. 

Sj *"y Brandt verläßt auch schon den Saal. Ich glaube, er hat sehr wohl gespürt, daß 
jS, Herr Momper, in dieser historischen Stunde im Blick auf Ihre Stadt und auf 

eutschland überfordert sind. 

ge. muß Ihnen auch sagen: Ich weiß gar nicht, warum Sie diesen Ton in diese Debatte 
fijr J?Cnt haben. Herr Momper, wer im Bundestag so redet, hat eine Mitverantwortung 
auch    Jonlen und Pfeifen bei den Demonstrationen in Berlin. Das müssen Sie sich 
dashThalten lassen. Herr Momper, es geht doch nicht an, daß sich Willy Brandt für 
üns    

dankt> was die Bundesregierung getan hat, was alle karitativen Organisationen, 
V0P

re Mitbürger getan haben, und Sie von Passivität, Versagen und mangelnder 
sae ^ejtung sprechen. Sie haben den Freitagmittag in Berlin erwähnt. Ich darf Ihnen 
Berr derselt>en Stunde hat der Innenminister Wolfgang Schäuble mit dem 
We 'ner senat und den Vertretern aller Bundesländer darüber gesprochen, daß wir, 
aufz, 

2u viele Flüchtlinge nach Berlin kommen, bereit sind, sie alle im Bundesgebiet 
Sie v   

ehmen. Darüber ist in derselben Stunde verhandelt worden. Und dann sprechen 
Sezeio? j    Passivität der Bundesregierung? Im übrigen, Herr Momper, hat Ihre Rede 

8t> daß das Wort vom Volk der DDR offensichtlich kein Ausrutscher war. Die 
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Demonstranten in den Straßen von Leipzig, die uns alle und die ganze Welt zutiefst 
beeindruckt haben, haben gesagt: Wir sind das Volk. 

Ich füge hinzu: Die Berlinerinnen und Berliner aus dem Osten und Westen Berlins, die 
Deutschen aus dem Osten und Westen unseres Vaterlandes, die sich in den letzten 
Tagen getroffen haben, haben doch deutlich gemacht: Wir sind ein Volk. Wie kann 
man in dieser Situation vom Volk der DDR sprechen? 

Sie haben im übrigen, Herr Momper, noch vor wenigen Wochen wörtlich gesagt, die 
SED sei in der Bevölkerung der DDR sehr viel stärker verankert als die Kommunisten 
in Polen. 

Ich meine, ein Regierender Bürgermeister, der solche Fehlurteile abgibt, ist falsch am 
Platz und versagt in dieser historischen Situation. 

Aber lassen Sie mich zu dem Tenor der Debatte zurückkehren, wie er vorher geherrscht 
hat und wie er, glaube ich, auch angemessen gewesen ist. 

Ich möchte dem Bundeskanzler im Namen der CDU für seine historische Reise nach 
Polen sehr herzlich danken. Wir sind stolz auf die Ergebnisse dieser Reise. 

Wir freuen uns, daß diese Reise jetzt auch breite Anerkennung im Bundestag gefunden 
hat. Willy Brandt ist hier wieder nobel vorangegangen. 

Aber ich möchte auch dem Kollegen Becker aus der sozialdemokratischen Fraktion 
sehr herzlich danken, der vor Willy Brandt deutlich gemacht hat, daß die Reise des 
Bundeskanzlers ein voller Erfolg gewesen ist. Er war 83mal in Polen. Ich war einige 
Male dabei, und ich habe spüren können, Herr Kollege Becker, welche Zuneigung 
Ihnen in Polen entgegenschlägt. Ich möchte Ihnen und anderen Kollegen in der SPD, 
die sich in der Vergangenheit wirklich mit ganzem Herzen für die deutsch-polnischen 
Beziehungen eingesetzt haben und die sich nicht darüber ärgern, daß der 
Bundeskanzler erfolgreich gewesen ist, sondern die sich aus ganzem Herzen darüber 
freuen, danken. Das zeigt die richtige Gesinnung. 

Herr Vogel, ich hatte manchmal den Eindruck, daß Sie glauben, die Aufgabe eines 
Oppositionsführers vor wichtigen Auslandsreisen des Bundeskanzlers bestehe darin, 
ihm möglichst viele Schwierigkeiten zu machen. 

Ich muß Ihnen sagen, daß Sie aber insofern richtig gehandelt haben, als Sie in dieser 
Debatte Willy Brandt das Wort überlassen haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, viele von Ihnen haben zu Recht darauf hingewiesen» 
daß die neuen Chancen in Deutschland nicht da wären, wenn es nicht mutige 
Reformer in Polen und Ungarn gegeben hätte. Ich möchte einmal ganz deutlich sagen: 

Wenn es nicht die mutigen Leute von der Solidarnosc Anfang der achtziger Jahre in 
den Straßen von Danzig und Warschau gegeben hätte, dann hätte es nie 300 000 
Leipziger in den Straßen von Leipzig gegeben. Wir werden nie vergessen, was dort 
geleistet worden ist. 

Polen und Deutsche sind heute in der Freiheitsfrage vereint. 

Wer mit den Kräften der Freiheit und der Demokratie in Polen zusammenarbeitet, Wer ' 
ihnen hilft, der hilft auch dem deutschen Anliegen. Kluge Polen wissen seit langem, 
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daß sie, wenn sie wirklich wieder eine Brücke zum demokratischen Westeuropa haben 
Wollen und die Barriere der DDR und der SED überwinden wollen, dann ein Interesse 
an einem wiedervereinigten, demokratischen Deutschland haben müssen. Stalin hat 
s^h geirrt; die Interessen von freiheitsliebenden Polen und Deutschen laufen parallel 
in einem sich verändernden Europa. 

Es ist hier zu Recht darauf hingewiesen worden, daß die eigentlichen Helden der 
Vorgänge der letzten Wochen die Menschen in der DDR sind, ihre politische Reife 
und ihre Disziplin. Ihnen gilt unser ganzer Respekt. 

ich möchte den Respekt aber auch auf die Flüchtlinge erweitern, die ausgereist sind 
und die wir ja auch mit offenem Herzen aufgenommen haben. Sie haben den Druck 
auf die DDR und auf die SED geschaffen; sie haben in gleicher Weise ein Verdienst 
aaran, daß jetzt Reformen in der DDR möglich geworden sind. 

Wichtige Voraussetzungen für den Veränderungsprozeß waren aber auch die 
Politischen Rahmenbedingungen, die wir gesetzt haben: daß die Union immer am 
^elbstbestimmungsrecht, an der Einheit der Nation und an der deutschen 
Staatsangehörigkeit für alle Deutschen festgehalten hat, daß die Bundesregierung ihre 
plitik der guten Nachbarschaft mit den Ländern in Mittel- und Osteuropa verstärkt 
citgesetzt hat, daß die europäische Einigungspolitik von der Bundesregierung 

nachdrücklich vorangetrieben wurde und hierdurch eine neue Dynamik entwickelt 
gürde, die die Reformen in Osteuropa mit ausgelöst hat. Im übrigen hat diese 

uropapolitik der Bundesregierung die Vertrauensbasis zu unseren westlichen 
reunden geschaffen, die wir heute zur Lösung der deutschen und europäischen Frage 

urauchen. 

icht zuletzt waren die Beiträge der Bundesregierung für die Festigung des westlichen 
"ndnisses Anfang der achtziger Jahre und für die darauf aufbauenden 

^orüstungsinitiativen entscheidend. Die Ideen der freiheitlichen Demokratie, des 
eru/- schaftlichen Pluralismus und der Sozialen Marktwirtschaft haben sich als stärker 

wiesen als die Einparteiendiktatur und die sozialistische Planwirtschaft. 
er totale Herrschaftsanspruch des Marxismus-Leninismus ist total 

jSammengebrochen, wei| er moralist politisch und wirtschaftlich zu einer 
atastrophe geführt hat. Der Diktatorendämmerung entspricht heute die 
ogmendämmerung des Sozialismus, der sozialistischen Planwirtschaft. Sie haben 
*-n als untauglich erwiesen. 

J>n einem sind wir fest überzeugt: Rechtsstaatliche Demokratie und Menschenrechte 
dai    2n Sie durch freie Wanlen in der DDR verwirklicht werden — werden nur dann 
Wmu     gesichert werden können, wenn die Freiheit des einzelnen durch den 

Schaftlichen Erfolg und Wohlstand der Bürger abgesichert wird. 

•eist Wenn die Janrzenntelange Ausbeutung der Menschen durch eine 
Lg. JUn8sfeindliche Kommandowirtschaft beseitigt ist und sich ihr Fleiß und ihre 
könn8Skraft — sie sind ja nicnt weni8er tüchtig als wir — endlich voll entfalten 
ruhe   u,»dann wird auch die anSestreDte Demokratie auf einem sicheren Fundament 
freien?""611, Icn bin 8anz sicher, daß dann, wenn es zu dem politischen Wunder 

er Wahlen in der DDR kommt, auch das Wirtschaftswunder folgen wird. 
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Es wird soviel über mögliche Opfer gesprochen. Theo Waigel und auch Graf 
Lambsdorff haben dazu schon Wichtiges gesagt: daß es aus unserer Sicht nicht 
entscheidend ist, Bedingungen zu stellen, daß vielmehr die Voraussetzungen für eine 
wirksame Zusammenarbeit und auch für eine wirksame Hilfe geschaffen werden. 

Ich möchte sagen: Der erste Schritt muß doch sein, daß das spezielle Opfer, welches 
die Bürger der DDR bis zum heutigen Tage bringen, abgestellt wird, nämlich das 
Opfer, daß fleißige und hart arbeitende Menschen durch das politische System um die 
Früchte ihrer Arbeit betrogen werden: denn sie erhalten heute schlechtes Geld für gute 
Arbeit. 
Worauf es ankommt, das ist, daß sie gutes Geld für gute Arbeit erhalten. Diese Opfer 
unserer Mitbürger in der DDR, daß sie um die Früchte ihrer Arbeit betrogen werden, 
das muß durch grundlegende politische und wirtschaftliche Veränderungen abgestellt 
werden. 

Wer nun glaubt, er könne den real existierenden Sozialismus in Richtung eines 
demokratischen Sozialismus reformieren, begeht schon den nächsten Irrtum. Nur 
wenn sich die DDR grundlegend vom Sozialismus verabschiedet, gibt es die Chance 
eines völligen Neuaufbaus, die Chance einer Gesundung. 
Wir wollen nicht abwarten; denn dies ist sicherlich ein Prozeß, der nicht über Nacht 
kommen kann. Wir wollen aber kein Geld in ein Faß ohne Boden werfen. Es gibt 
Möglichkeiten, heute im Sinne von „Investitionen für Deutschland" zu investieren. 
Das, worüber die Union, worüber die Regierung spricht: Investitionen im 
Umweltschutzbereich, Investitionen in der Kommunikationstechnik beim Telefonnetz 
— das sind Investitionen, die schon heute den Deutschen in der DDR, aber auch 
genauso den Deutschen in der Bundesrepublik zugute kommen. Im übrigen werden 
Investitionen, was immer auch politisch in Deutschland geschieht, Investitionen für 
Deutschland bleiben. Solche Maßnahmen können wir schon jetzt, bevor die 
grundlegende Wende kommt, überlegen und ergreifen. 
Die Menschen in der Bundesrepublik und in der DDR gehören zu einer Nation. Wir 
sind fest davon überzeugt, daß sich die große Mehrheit der Bürger in der DDR in 
freier Entscheidung für die Einheit der deutschen Nation und letztlich auch für die 
staatliche Einheit, die Wiedervereinigung, entscheiden wird. In welcher Form dies 
geschieht, wie eine zweifellos notwendige Anpassungs- und Übergangszeit aussehen 
wird, das ist dann eine zweite Frage. 

Das von den Sozialdemokraten immer wieder ins Spiel gebrachte Argument, daß die 
Zweistaatlichkeit Deutschlands die notwendige Bedingung für Stabilität und Frieden 
in Europa ist, das ist vor aller Augen widerlegt worden und so nicht länger haltbar. 

Richtig ist: Unsere Hoffnungen richten sich heute auf ein einiges Deutschland in 
einem einigen Europa. 
Unsere Partner in der DDR für diesen Prozeß, das werden die Kräfte der Reform und 
der Freiheit sein. Wir werden nicht den Fehler der Sozialdemokraten machen, daß w,r 

von außen her politischen Kräften in der DDR eine Legitimität verleihen, die ihnen 
die eigene Bevölkerung bis zur Stunde verweigert. Diesen Fehler werden wir nicht 
machen. 
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Und man sollte sich in dieser Stunde auch einmal vorstellen, welcher Schaden 
eingetreten wäre, wenn die Bundesregierung auf andere deutschlandpolitische 
Forderungen der SPD eingegangen wäre. Ich denke an die Auflösung der 
Erfassungsstelle in Salzgitter, wo staatliche Gewalt und Willkür an der Grenze, in den 
^efangnissen dokumentiert wird. Die Folge wäre doch gewesen: Datenschutz und 
aamit Taterschutz für Menschenrechtsverletzungen. Das wäre die Folge Ihrer Politik 
gewesen. ° 

Die Staatsbürgerschaft der DDR wäre von uns anerkannt worden, wenn wir den 
Sozialdemokraten gefolgt wären. Und Herr Lafontaine vertritt das ja noch heute. Die 
ourger der DDR wären damit für uns Ausländer geworden. Sie hätten wie Flüchtlinge 
aus Sri Lanka, aus Ghana einen Flüchtlingsantrag, einen Asylantrag stellen müssen 
^as wären die Folgen von sozialdemokratischer Deutschlandpolitik gewesen. 

Wir stimmen darin überein: Unsere Landsleute in der DDR müssen, nachdem es dort 
feie Wahlen gegeben hat, in Ausübung ihres Selbstbestimmungsrechts entscheiden ob 
•e mit uns in einem Staat zusammenleben wollen. Sie sind frei in ihrer Entscheidung 

da«   wir müssen und wir sollten ihnen auch sagen, was wir wollen, wofür wir werben- 
"au wir die Einheit aller Deutschen wollen und nicht nur bereit sind sie 
eegebenenfalls in Kauf zu nehmen. 

er heute nur vom Wiedersehen statt von der Wiedervereinigung spricht, der schätzt 
rneut die Mehrheit der Menschen in unserem Lande falsch ein und springt zu kurz, 

sist überhaupt gar keine Frage, daß es in diesen Tagen den Menschen um das 
deit   uehen geht' Um die mensch,iche Wiedervereinigung. Aber wer glaubt, die 

utsche Frage auf ein Wiedersehen reduzieren zu können, der begeht den nächsten 
dorischen Irrtum, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Partei. 

err Momper, Sie haben über das Begrüßungsgeld gesprochen und gesagt, hier 
Ver <rn S1Ch e,mge schämen- Ich muß Ihnen sagen: Jeder zivilisierte Staat hat die 

rprlichtung, seinen Bürgern auch Devisen — und die DDR erwirtschaftet mehr 
evisen als Polen und Ungarn - für die Reisen ins Ausland zur Verfügung zu stellen 
tarnen muß sich die SED, daß sie ihre Bürger in diese Situation bringt. 

ie Menschen, die zu uns kommen und das Begrüßungsgeld verbraucht haben, die 
sie of? un.s'f

was sie tun müssen' um mit uns vergleichbar leben zu können. Wir müssen 
Wirt   kr      rm,eren Über d,e Voraussetzungen für einen politischen und 
stellt    Ti,chen Aufschwun8- Es geht, wie gesagt, gar nicht darum, Bedingungen zu 
Warn  *     •   deswegen kann ich das gar nicht verstehen, warum so viele immer davor 
Und w'uTr mischten uns zu sehr ein. Es geht darum aufzuklären, wie bei uns Freiheit 
üriee   u   .tand geschaffen werden konnten. Es geht darum, ihnen offen und 
habe l ZU sagen' auf we,cner Grundlage wir unser Gemeinwesen geschaffen 

Leg'en^8!!' nie ^1 angefangen in dieser Stunde, in diesen Tagen mit einer neuen 
D

DR H-   c     namhch der Reformkommunismus in Mittel- und Osteuropa, in der 
^irklioh   Munde der Wiedergeburt des Sozialismus sei. Ich muß Ihnen sagen: Es gibt 

>cn nur einen Sozialismus, den jeweils realen - und der funktioniert nicht. Wir 
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müssen mal einen Augenblick darüber nachdenken. Graf Lambsdorff sagt zu Recht: 
„Er funktioniert sehr wohl, aber nur für sehr wenige!" 

Ich muß hinzufügen: Die wenigen, für die er funktioniert hat, sehen sich jetzt 
Gerichtsverfahren gegenüber. Das sind die Hauptgesprächspartner von Ihnen, Herr 
Ehmke, und von anderen gewesen. Ich hoffe, daß Sie dort nicht als Zeuge gehört 
werden müssen. Ja, so ist das. 

Nur derjenige, der wirtschaftlich erfolgreich und politisch stabil ist, kann anderen 
helfen. Deswegen stellt sich die Frage der Hilfsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland. Ich muß Ihnen sagen: Wenn Sie heute mit Wirtschaftsreformern im 
Osten sprechen, dann sagen diese: Wir haben ein großes Problem. Das Grundübel 
unserer Gesellschaft ist die staatliche Verfügung über Produktionsmittel. 

Wenn Sie in Ihre Programme schauen, Herr Ehmke, in das, was Sie ausgearbeitet 
haben, so finden Sie dort: Das Grundübel unserer Gesellschaft ist die private 
Verfügung über Produktionsmittel. Wenn Ihre wirtschaftspolitischen Vorstellungen - 
zum Tragen kämen, dann wäre die Bundesrepublik Deutschland international 
hilfsunfähig. 
Ich kann mir schon heute vorstellen, welcher Schrecken durch die Gesichter von Polen 
und Ungarn und unserer Landsleute in der DDR ginge, wenn sie sich mit einer 
rot-grünen Wirtschaftspolitik konfrontiert sähen. Das wäre für sie ein Alptraum, weil 
sie genau wissen, daß es dann niemanden mehr gäbe, der ihnen helfen könnte, Herr 
Ehmke. 
Wenn wir hier bei uns um die richtige Wirtschaftspolitik kämpfen, ist das gleichzeitig 
die beste Hilfe für die Menschen in Ungarn, in Polen und in der DDR. Das wissen 
übrigens auch die Kommunisten dort, Herr Ehmke. 

Was den Sozialismus angeht, wobei Herr Vogel nach seiner Meinung den guten Klang 
dieses Namens retten will, möchte ich Valentin Falin zitieren, der vor kurzem im 
Gespräch mit einem deutschen Besucher gesagt hat — dem kann man gar nichts 
hinzufügen —: Sozialismus, das ist doch immer nur Krieg gegen das eigene Volk. 

Die Chancen und Risiken, die sich mit den epochalen Veränderungen in Mittel- und 
Osteuropa ergeben, verlangen, daß wir unsere Deutschland-, Europa- und 
Bündnispolitik in einem politisch schlüssigen Gefüge miteinander verknüpfen. Für die 

Bündnisse in Ost und West stellen sich für die nächsten Jahre vier ganz konkrete 
Aufgaben. 

Erstens. Das Atlantische Bündnis bleibt die Wertegemeinschaft, die unsere 
Westbindung begründet hat. Es bleibt unsere Versicherungspolice gegen das Risiko 
des Scheiterns östlicher Reformpolitik oder den Rückfall in die Unvernunft der 
Remilitarisierung der Beziehungen zwischen Ost und West. 

Zweitens. Der Warschauer Pakt bleibt lockere Klammer zwischen der Sowjetunion un 
ihren Verbündeten, selbst wenn sich diese zusehends zu Staaten unterschiedlicher 
Gesellschaftsordnungen entwickeln. 

Drittens. Beide Bündnisse müssen verantwortungsvoll ihre Rolle für das politische 
Management des Ost-West-Dialogs über Abrüstung und Rüstungskontrolle 
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Wahrnehmen, damit die sicherheitspolitische Grundbedingung für die eigentliche 
uKunftsaufgabe hergestellt wird: die Ausschaltung der Invasionsfähigkeit des 
"drschauer Pakts und ein schnelles Verhandlungsergebnis in Wien. 

»ertens. Beide Bündnisse bilden den sicherheitspolitischen Rahmen für neue Arten 
Zusammenarbeit auf allen Feldern und für den Ausbau einer gesamteuropäischen 

"edensordnung, die schließlich auch die deutsche Frage löst. 

feChei!d u1T^ ? der,?ipfelerklärung der NATO am 30. März gesagt: Wir wollen 
Die^ k T   J ,     iung Eur°Pas> die wir niemals hingenommen haben, überwinden 
Wich?-       en fukunftsaufSaben der Bündnisse stehen in enger Wechselbeziehung So 
ErJ. 8res *?' m, Wien schnel1 zum Erfo,8 zu kommen, so wenig bedeutet Abrüstung 

*dtz tur die phantasievolle politische Neugestaltung Europas. Ein 
Cha'iStUn?Vertra8 darf weder hinter der Politischen Dynamik herhinken noch die 
Politiu   £• Zuordnung verbauen. Es geht darum, der Abrüstung jetzt verstärkt eine 
allein     • P,m^ns,on für die Neugestaltung Europas zu geben, die mit Stabilität 
•an^t"1      hinreichend beschrieben ist. Der politische Status quo in Europa ist so 
kein* c,m: Losun8 und muß instabil bleiben, solange er sich auf Gewalt gründet, die 
Fried hreifleJt und Menschenrechte zuläßt. Echte politische Stabilität und dauerhaften 
den \*n     ,   es erst geben' wenn a,le Vo,ker auf unserem Kontinent ihren Frieden mit 11 Menschenrechten gemacht haben. 
Fi- 

menrflch^Aufn ^ *"* auf dem Weg Zu einer eur°Päischen Friedensordnung eine 

Cm!?' Wir müssen uns weiterhin der Sache der Freiheit annehmen, müssen zeigen 
unsere Sympathie gehört, müssen handeln in tätiger Hilfe. 

Übe!?"8, Wir müssen den europäischen Integrationsprozeß mit Kraft und auch 
PolitieoÜ8u,n8 vorantreiben, um Europas ökonomische, kulturelle, strategische und l»sche Kräfte zusammenzufassen. 

^ron"18' Wir mÜSsen den europäischen Pfeiler der Allianz soweit ausbauen daß 
ein tatf"Stuvk?r als eigenständige politische und strategische Kraft handeln'kann und 
v    ««sachlich gleichberechtigter Partner der USA im westlichen Bündnis wird. 
ange7^S* Wjr müssen den Völkern, die sich von der Europäischen Gemeinschaft 

6 *ogen fühlen, eine Perspektive für die Aufnahme bieten. 
Ich 
*u Wo°rt *ite ^etZt am Ende meiner Rede einen großen Deutschlandpolitiker der CDU 
gesprorh     umen ,assen' von dem ich sicher bin, daß er an meiner Stelle hier 
dei letn enx 3tte' Wenn er nOCn ,eben würde- Das ist Johann Baptist Gradl. Ich habe in 
aUs eine  2 A 

gen m seinen Büchern geblättert und möchte hier einmal kurz ein Zitat 
Und 30 I u       vortragen, die er genau vor zehn Jahren zum Jahrestag „30 Jahre DDR 
er von an     • Ex|l-CDU" gehalten hat. Johann Baptist Gradl, von dem wir wissen, daß 
d°rt ges     .In diesem Hause immer sehr als deutscher Patriot geschätzt wurde, hat 

gesjnm deI,nacn 1945 im sowjetisch besetzten Teil Deutschlands als freiheitlich 
Jahre nno em0krat gewirkt hat' wird sich auch aus dem jetzigen Anlaß" - al 

VOR, 30 Jahre Exil-CDU - „wieder fragen, ob sein Einsatz einen Sinn 
Anlaß" — also 30 
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hatte. Das Unheil der Auseinandersetzung der Teile Deutschlands, die 
sowjetisch-kommunistische Spaltungspolitik hat ja nicht verhindert werden 
können!" 

Gradl sagte weiter: 
„Aber manchmal zahlt eben die Geschichte ihren Lohn erst spät aus. Wir 
resignieren deshalb nicht." 

Er hat dann hinzugefügt: 
„30 Jahre sind im Leben des einzelnen eine lange Zeit. Wir sollten uns immer 
wieder vor Augen halten, was es heißt, ein Jahrzehnt nach dem anderen in 
politischer Unfreiheit und ideologischem Zwang leben zu müssen. Uns im freien 
Teil Deutschlands ist die Freiheit nicht nur für uns gegeben, sondern dafür, daß W 
sie auch für die Deutschen drüben nutzen." 

Ich finde, daß die letzten Sätze auch ein Kommentar zu der Debatte sind, ob wir uns 
einmischen dürfen, und daß wir sie in dieser Diskussion beherzigen sollten. Ich habe 
Johann Baptist Gradl hier stellvertretend zitiert. Sie kennen alle die Kanzler, die die 
CDU gestellt hat bzw. stellt, und ihren Beitrag für die deutsche Frage. Ich nenne hier 
Johann Baptist Gradl. Indem wir ihn ansprechen, danken wir all denjenigen, die in 
den ersten Stunden nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs unter Einsatz ihres Leben 
für die Ideale der CDU, für die Ideale eines ungeteilten Deutschlands, für die Ideale 
von Freiheit und Einheit eingetreten sind. Wir können nur versprechen, daß wir die 
Verpflichtung spüren, im Namen derjenigen, die heute nicht mehr dabeisein können, 
die große Chance dieser historischen Stunde zu ergreifen und in ihrem Sinne weiter z 
handeln. 
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